
Friedhofsatzung der Gem
 

einde Schwieberdingen 
 (Friedhofsordnung) 

 
Neue Fassung  

 
Aufgrund der §§ 12 Abs. 2, 13 Abs. 1, 15 Abs. 1, 39 Abs. 2 und 49 Abs. 3 Nr. 2 des Gesetzes 
über das Friedhof- und Leichenwesen (Bestattungsgesetz) in Verbindung mit den §§ 4 und 11 
der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg hat der Gemeinderat der Gemeinde Schwie-
berdingen am 18.07.2012 die nachstehende Friedhofssatzung beschlossen:  
 
I. Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1 

Widmung 
 

(1) Der Friedhof ist eine öffentliche Einrichtung der Gemeinde. Er dient der Bestattung 
verstorbener Gemeindeeinwohner und der in der Gemeinde verstorbenen oder tot 
aufgefundenen Personen ohne oder mit unbekanntem Wohnsitz. 
Dies gilt auch für Personen, die unmittelbar vor der Unterbringung in einem aus-
wärts gelegenen Alten- oder Pflegeheim oder einer anderen Pflegestätte den letzten 
Wohnsitz in Schwieberdingen hatten. Der Friedhof dient auch für Bestattungen von 
Totgeburten, Fehlgeburten und Ungeborenen, falls ein Elternteil Einwohner der 
Gemeinde ist.  
Weiterhin können auch auswärtslebende ledige Kinder von Schwieberdinger Bür-
gern in einem Urnengrab bestattet werden. 
In besonderen Fällen kann das Bürgermeisteramt - Friedhofsamt - die Bestattung 
anderer Verstorbener zulassen. 

 
(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die Vorschriften über die Bestattung auch 

für die Beisetzung von Aschen. 
 
 
 
II. Ordnungsvorschriften 
 

§ 2 
Entwidmung und Außerdienststellung 

 
Jeder Friedhof oder Friedhofsteil kann aus zwingendem öffentlichem Grund ganz oder teil-
weise außer Dienst gestellt oder unter den Voraussetzungen des § 10 des Bestattungsgesetzes 
entwidmet werden. Dasselbe gilt entsprechend für einzelne Grabstätten.  
 
Bei der Außerdienststellung ist der Bestattungsbetrieb einzustellen oder bis auf weiteres zu-
nächst auf die Bestattung des überlebenden Ehegatten/Lebenspartner und die Beisetzung von 
Urnen zu beschränken. Durch die Entwidmung verlieren der Friedhof oder Teile davon die 
Eigenschaft als Ruhestätten der Toten.  
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Außerdienststellungen oder Entwidmungen nach Abs. 1 Satz 1 sind öffentlich bekannt zu ma-
chen. Das gilt auch, wenn die Maßnahme nur einzelne Reihengräber betrifft, bei einzelnen 
Wahlgräbern erhält der jeweilige Nutzungsberechtigte stattdessen einen schriftlichen Be-
scheid. 
 
Die Nutzungszeit kann auf den Ablauf der Ruhezeit beschränkt werden.  
 
Soweit durch eine Außerdienststellung das Recht auf weitere Bestattungen und Beisetzungen 
in Wahlgräbern ganz oder teilweise erlischt, ist den Nutzungsberechtigten bei Eintritt eines 
Bestattungsfalles für die restliche Nutzungszeit auf Antrag das Nutzungsrecht an einem ande-
ren Wahlgrab einzuräumen. Bei einer Entwidmung müssen Leichen und Urnen Verstorbener, 
deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, auf Kosten der Gemeinde umgebettet und die Gra-
beinrichtung verlegt werden; Nutzungsberechtigte sind durch Einräumung eines entsprechen-
den Nutzungsrechts zu entschädigen. (§10 BestG). 
 
 

§ 3 
Öffnungszeiten 

 
(1) Der Friedhof darf nur während der bekanntgegebenen Öffnungszeiten betreten wer-

den. 
 

(2) Die Gemeinde kann das Betreten des Friedhofs oder einzelner Friedhofsteile aus be-
sonderem Anlass vorübergehend untersagen. 

 
 
 

§ 4 
Verhalten auf dem Friedhof 

 
(1) Jeder hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten. Die 

Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. 
 

(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet: 
 

 

 

 

 

1. die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren. Ausgenommen sind Kinder-
wagen und Rollstühle sowie Fahrzeuge der Gemeinde und der für den Friedhof 
zugelassenen Gewerbetreibenden. Deren Fahrten haben sich auf den absolut 
notwendigen Umfang zur Aufgabenerfüllung zu beschränken und im  
Schritttempo zu erfolgen. 

2. an Sonn- und Feiertagen und während einer Bestattung oder Gedenkfeier in der 
Nähe Arbeiten auszuführen. 

3. den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu 
beschädigen sowie Rasenflächen und Grabstätten unberechtigterweise zu be-
treten. 

4. Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde. 
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5. Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern. 
 

6. Abraum und Abfälle abzulagern, die nicht auf dem Friedhof entstanden sind. 
 

7. Waren und gewerbliche Dienste anzubieten. 

8. Druckschriften zu verteilen. 
 

9. ohne Genehmigung der Friedhofsverwaltung gewerbsmäßig zu filmen oder fo-
tografieren. 
 

10. elektroakustische Geräte wie Fernseh-, Rundfunk- oder andere Tonwiederga-
begeräte zu benutzen. 
 

11. Blumen, Sträucher, bereitgestellte Gerätschaften, wie z.B. Gießkanne oder Tei-
le davon, Schubkarren und dergleichen von der Friedhofsanlage oder von 
fremden Gräbern zu entfernen. 
 

12. Wasser aus den Brunnen für friedhofsfremde Zwecke zu entnehmen. 
 

13. Selbständiges Verlegen von Wegeplatten durch den Nutzungsberechtigten oder 
von ihm beauftragten Personen oder sonstigen Personen ist aus Gründen der 
Verkehrssicherungspflicht nicht gestattet. 
 

Ausnahmen können zugelassen werden, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs 
und der Ordnung auf ihm zu vereinbaren sind. 

(3) Totengedenkfeiern auf dem Friedhof bedürfen der Zustimmung der Gemeinde. Sie 
sind spätestens vier Tage vorher anzumelden. 

 
 
 

§ 5 
Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 

 
(1) Bildhauer, Steinmetze, Gärtner und sonstige Gewerbetreibende bedürfen für die Tä-

tigkeit auf dem Friedhof der vorherigen Zulassung durch die Gemeinde. Sie kann den 
Umfang der Tätigkeiten festlegen.  

 
(2) Zugelassen werden nur solche Gewerbetreibende, die fachkundig, leistungsfähig und 

zuverlässig sind. Die Gemeinde kann für die Prüfung der Fachkunde, Leistungsfähig-
keit und Zuverlässigkeit geeignete Nachweise verlangen, insbesondere das die Vo-
raussetzungen für die Ausübung der Tätigkeit nach dem Handwerksrecht erfüllt wer-
den.  

Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung eines Berechtigungsscheins; dieser ist den 
aufsichtsberechtigten Personen der Gemeinde auf Verlangen vorzuzeigen. Die Zulas-
sung wird auf 5 Jahre befristet. 
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(3) Die Gewerbetreibenden und ihre Beauftragten haben die Friedhofsatzung und die dazu 
ergangenen Regelungen zu beachten.  
 

(4) Die Gewerbetreibenden dürfen die Friedhofwege nur zur Ausübung ihrer Tätigkeit 
und nur mit geeigneten Fahrzeugen befahren. Werkzeuge und Materialien dürfen auf 
dem Friedhof nur vorübergehend oder nur an den dafür bestimmten Stellen gelagert 
werden. Bei Beendigung der Arbeit sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in den 
früheren Zustand zu bringen. 

 
(5) Gewerbetreibende, die gegen die Vorschriften der Absätze 3 und 4 verstoßen, oder bei 

denen die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr gegeben sind, 
kann die Gemeinde die Zulassung auf Zeit oder Dauer zurücknehmen oder  
widerrufen. 

(6) Gewerbliche Arbeiten dürfen werktags innerhalb der Öffnungszeiten ausgeführt wer-
den. Die Arbeiten sind grundsätzlich eine halbe Stunde vor Ende der Öffnungszeiten 
des Friedhofs zu beenden.  
 

(7) Außerhalb der Friedhofsöffnungszeiten dürfen grundsätzlich keine Fahrzeuge, Ma-
schinen und Geräte im Friedhof zugelassen werden. Materialien sind so zu lagern, 
dass sie weder die Verkehrssicherheit beeinträchtigen noch den Betriebsablauf im 
Friedhof stören.  

 

 

(8) Der bei gewerbsmäßigen Arbeiten entstehende Abfall ist vom Gewerbetreibenden un-
verzüglich zu den entsprechenden Sammelplätzen zu bringen und ordnungsgemäß zu 
lagern. Abgeräumte Grabmale, Einfassungssteine, Fundamentplatten und Bepflanzun-
gen sind aus dem Friedhof zu entfernen und durch die Gewerbetreibenden selbst ord-
nungsgemäß zu entsorgen. 

(9) Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die sie oder ihre Mitarbeiter auf dem 
Friedhof verursachen. 
 

(10) Das Verfahren nach Absatz 1 und 2 kann über einen einheitlichen Ansprechpartner 
im Sinne des Gesetzes über Einheitliche Ansprechpartner für das Land Baden-
Württemberg abgewickelt werden; § 42a und §§ 71a bis 71e des Landesverwaltungs-
verfahrensgesetzes in der jeweils geltenden Fassung finden Anwendung. 

 
 
 
 
 

III. Bestattungsvorschriften 
 

§ 6 
Allgemeines 

 
(1) Bestattungen sind unverzüglich nach Eintritt des Todes bei der Gemeinde anzumelden. 

Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen beizufügen. Wird eine Bestattung 
in einer früher erworbenen Wahlgrabstätte beantragt, so ist auf Verlangen der Ge-
meinde das Nutzungsrecht nachzuweisen. 
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(2) Ort und Zeit der Bestattung werden von der Gemeinde festgesetzt. Wünsche der Hin-

terbliebenen und der Geistlichen werden nach Möglichkeit berücksichtigt.  
An Samstagen, Sonn- und Feiertagen werden grundsätzlich keine Bestattungen und 
keine Urnenbeisetzungen vorgenommen. Ausnahmen sind auf Anordnung der Ge-
meinde möglich. 
 

(3) In Abteilungen die aufgrund der Bodenqualität mit Grabkammern oder anderen bestat-
tungstechnischen Vorrichtungen ausgestattet sind, ist dafür Sorge zu tragen, dass die 
Grabkammern oder sonstige Vorrichtungen beim Entfernen oder Einbau eines Grab-
mals nicht beschädigt werden. Ggf. ist der Schaden vom Verursacher zu ersetzen. 

 
 

§ 7 
Bestattung 

 
Das Friedhofsamt stellt zu den Bestattungen den Bestattungsordner, das übrige erforderliche 
Personal (z.B. Totengräber), die Aussegnungshalle für die Aufnahme des Leichnams bis zur 
Bestattung und für die Trauerfeierlichkeiten sowie die Bestattungseinrichtungen zur Verfü-
gung. 
 
Das Verbringen des Sarges von der Leichenhalle zum Grab, die Bestattung sowie die Beiset-
zung oder der Versand der Urne sind Aufgabe der Friedhofsverwaltung. Sie kann Ausnahmen 
zulassen.  
 
Überführungen von und nach auswärts sind der Friedhofsverwaltung rechtzeitig mitzuteilen, 
wobei die vorgeschriebenen behördlichen Urkunden und Ausweise vorzulegen sind.  
 
Die Erdbestattung von konservierten Toten ist grundsätzlich nicht zugelassen. Ausnahmen 
sind bei Personen möglich, die im Ausland verstorben sind und nach ausländischen Vorschrif-
ten vor der Überführung konserviert werden mussten.  
 
Vor der Bestattung in einer mit einem Grabmal oder einer Grabeinfassung ausgestatteten 
Grabstätte hat der Nutzungsberechtigte aus bestattungstechnischen Gründen und aus Gründen 
der Verkehrssicherheit grundsätzlich Grabmal und Grabeinfassung oder anderes Grabzubehör 
einschließlich der Bepflanzung auf eigene Kosten zu entfernen bzw. entfernen zu lassen. 
 
Das Entfernen von Grabmalen, Einfassungen oder sonstigen Grabausstattungen ist fachge-
recht auszuführen. 
 
Mehrkosten, die der Gemeinde beim Ausheben eines Grabes zu einer weiteren Bestattung 
durch die Entfernung von Grabmalen, Fundamenten und sonstigen Grabausstattungen entste-
hen, hat der Nutzungsberechtigte zu erstatten, falls er nicht selbst rechtzeitig für die Beseiti-
gung dieser Gegenstände sorgt. Dies gilt entsprechend für Urnenerdgräber.  
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§ 8 

Benutzung der Leichenzellen 
 

Sofern gesundheitliche oder sonstige Bedenken nicht entgegenstehen, können die Hinterblie-
benen einen in einer Leichenzelle aufgebahrten Toten während der Öffnungszeiten des Fried-
hofes sehen. Im Übrigen sind die Leichenzellen geschlossen.  
 
Die Särge sind spätestens eine Viertelstunde vor der Trauerfeier oder Bestattung endgültig zu 
schließen, sofern sie nicht nach § 14 der Bestattungsverordnung wegen Ansteckungsgefahr 
oder aus anderen triftigen Gründen von vorne herein geschlossen zu halten sind. 
 
 
 
 

 

§ 9 
Särge, Urnen 

Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Sind in 
besonderen Fällen größere Särge erforderlich, so ist die Zustimmung der Gemeinde einzuho-
len. 
Särge, Sargausstattungen und Sargabdichtungen für Erdbestattungen sowie Überurnen müs-
sen aus Materialien bestehen, die während der Ruhezeit im Erdboden verrotten.  
Das Friedhofspersonal kann Särge und Überurnen auf ihre Beschaffenheit überprüfen und 
ggf. zurückweisen. 
 
 
 
 

 

§ 10 
Ausheben der Gräber 

(1) Die Gemeinde lässt die Gräber ausheben und zufüllen. 
 

(2) Die Grabtiefe beträgt für Einzelgräber und nebeneinander liegende  
Doppelgräber 1,60 m. 
 

(3) Die Grabtiefe beträgt für Stockwerksbestattungen 2,20 m. 
 

(4) Die Grabtiefe beträgt für Urnengräber 0,80 m. 
 

(5) Die Gemeinde lässt die Grabkammern öffnen und schließen. Die Ziffern 1 - 3 gelten 
nicht für die Grabkammersysteme. 
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§ 11 
Ruhezeit 

Die Ruhezeit der Leichen und Aschen beträgt 20 Jahre, bei Kindern, die vor Vollendung des 
10. Lebensjahres verstorben sind, 15 Jahre. 
 
 
 
 

 

 

§ 12 
Umbettungen 

(1) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet sonstiger gesetzlicher 
Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der Gemeinde. Bei Umbettungen von Lei-
chen wird die Zustimmung nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes, in den ersten 5 
Jahren der Ruhezeit nur bei Vorliegen eines dringenden öffentlichen Interesses oder 
eines besonderen Härtefalls erteilt, wenn die Genehmigungen des Staatlichen Gesund-
heitsamtes und der Ortspolizeibehörde vorliegen. Umbettungen aus einem Reihengrab 
in ein anderes Reihengrab oder aus einem Urnenreihengrab sind innerhalb der Ge-
meinde nicht zulässig. Die Gemeinde kann Ausnahmen zulassen.  
 

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- oder Aschenreste dürfen nur mit 
vorheriger Zustimmung der Gemeinde in belegte Grabstätten umgebettet werden. 

(3) Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist bei Umbettungen aus ei-
nem Reihengrab oder einem Urnenreihengrab der Verfügungsberechtigte, bei Umbet-
tungen aus einem Wahlgrab oder einem Urnenwahlgrab der Nutzungsberechtigte. 

 
(4) In den Fällen des § 27 Abs. 1 Satz 3 und bei Entziehung von Nutzungsrechten nach  

§ 27 Abs. 1 Satz 4 können Leichen oder Aschen, deren Ruhezeit noch nicht abgelau-
fen ist, von Amts wegen in ein Reihengrab oder in ein Urnengrab umgebettet werden. 
Im Übrigen ist die Gemeinde bei Vorliegen eines zwingenden öffentlichen Interesses 
berechtigt, Umbettungen vorzunehmen. 

 
(5) Die Umbettungen lässt die Gemeinde durchführen. Sie bestimmt den Zeitpunkt der 

Umbettung. In der Zeit von April bis einschließlich Oktober werden keine Umbettun-
gen von Leichen vorgenommen. 

 
(6) Die Kosten der Umbettung haben die Antragsteller zu tragen. Dies gilt auch für den 

Ersatz von Schäden, die an benachbarten Grabstätten und an Anlagen durch eine Um-
bettung entstehen, es sei denn, es liegt ein Verschulden der Gemeinde vor. 

(7) Der Ablauf der Ruhezeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder ge-
hemmt. 
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IV. Grabstätten 
 

§ 13 
Allgemeines 

 
(1) Die Grabstätten sind Eigentum der Gemeinde. Nutzungsrechte an Grabstätten können 

nur nach dieser Satzung erworben werden. 
 

(2) Auf dem Friedhof werden folgende Arten von Grabstätten zur Verfügung gestellt: 
 

1. Reihen- und Wahlgräber mit Grabkammern.  
Die von der Gemeinde eingebauten Grabkammern gelten nicht als Grüfte oder 
Grabgebäude im Sinne dieser Satzung. Ein Wahlrecht auf eine Bestattung in 
einem Grab mit oder ohne Grabkammer besteht nicht. 
 

2. Urnenreihengräber 
 

3. Wahlgräber (bei bestehenden Gräbern ist eine Erdbestattung nur noch für Ehe-
gatten möglich) 
 

4. Urnenwahlgräber 
 

5. Urnennischenreihengräber im Urnenwandsystem (Kolumbarium) 
 

6. Urnennischenwahlgräber im Urnenwandsystem (Kolumbarium) 
 

7. anonyme Urnengräber in der Caverne des Urnenwandsystems (Kolumbarium) 
 

8. Nach Osten ausgerichtete Wahl-/Reihengräber, in denen auch moslemische 
Bestattungen vorgenommen werden können (Abt. XXIV)  
 

9. Ehrengräber 
 

10. Wahlgräber (einfachtief) für Jugendliche, bis zur Vollendung des 18. Lebens-
jahres, die nicht in der Kindergrababteilung bestattet werden können. 

 

 

 

(3) Ein Anspruch auf Überlassung einer Grabstätte in bestimmter Lage sowie auf die Un-
veränderlichkeit der Umgebung besteht nicht. 

(4) Grüfte und Grabgebäude sind nicht zugelassen. 
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§ 14 
Reihengräber 

 
(1) Reihengräber sind Grabstätten für Erdbestattungen, für die Bestattung von Tot-/ 

Fehlgeburten und Ungeborenen und für die Beisetzung von Aschen, die der Reihe 
nach belegt und im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zugeteilt werden. 
Eine Verlängerung der Ruhezeit ist nicht möglich. Verfügungsberechtigter ist - sofern 
keine andere ausdrückliche Festlegung erfolgt – in nachstehender Reihenfolge 

1. wer für die Bestattung sorgen muss (§ 31 Abs. 1 Bestattungsgesetz), 
 

2. wer sich dazu verpflichtet hat, 

3. der Inhaber der tatsächlichen Gewalt.  

 

(2) Auf dem Friedhof werden ausgewiesen:  
 
1. Reihengrabfelder für Verstorbene bis zum vollendeten 6. Lebensjahr (Kindergräber) 
 
2. Reihengrabfelder für Verstorbene vom vollendeten 6. Lebensjahr ab. 
 

(3) In einem Reihengrab wird nur eine Leiche beigesetzt.   
 

(4) Ein Reihengrab kann auch nach Ablauf der Ruhezeit nicht in ein Wahlgrab umgewan-
delt werden.  

(5) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhe-
zeit wird drei Monate vorher ortsüblich bekanntgegeben oder schriftlich darauf hin-
gewiesen. 

(6) Absätze 1, 3 bis 5 gelten auch für Urnenreihengräber entsprechend. 

 
 
 
 

 

§ 15 
Wahlgräber 

(1) Wahlgräber sind Grabstätten für Erdbestattungen, für die Bestattung von Tot-/ 
Fehlgeburten und Ungeborenen und die Beisetzung von Aschen, an denen ein öffent-
lich-rechtliches Nutzungsrecht verliehen wird. Das Nutzungsrecht wird durch Verlei-
hung begründet. Nutzungsberechtigter ist die durch die Verleihung bestimmte Person. 
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(2) Nutzungsrechte an Wahlgräbern werden auf Antrag für die Dauer von 20 Jahren (Nut-
zungszeit) verliehen. Sie können nur anlässlich eines Todesfalls verliehen werden. Die 
erneute Verleihung eines Nutzungsrechts ist nur auf Antrag und nur für den überle-
benden Ehegatten/Lebenspartner möglich. 

(3) Das Nutzungsrecht entsteht mit Zahlung der Grabnutzungsgebühr. Auf Wahlgräber, 
bei denen die Grabnutzungsgebühr für das Nutzungsrecht nicht bezahlt ist, sind die 
Vorschriften über Reihengräber entsprechend anzuwenden. 

(4) Ein Anspruch auf Verleihung oder erneute Verleihung von Nutzungsrechten besteht 
nicht. 

(5) Wahlgräber können ein- und mehrstellige Einfach- oder Tiefgräber sein. In einem 
Tiefgrab sind bei gleichzeitig laufenden Ruhezeiten nur zwei Bestattungen übereinan-
der zulässig. 

(6) Während der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die 
Nutzungszeit nicht übersteigt oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum 
Ablauf der Ruhezeit erneut verliehen worden ist. 

(7) Der Nutzungsberechtigte soll für den Fall seines Ablebens seinen Nachfolger im Nut-
zungsrecht bestimmen. Dieser ist aus dem nachstehend genannten Personenkreis zu 
benennen. Wird keine oder eine andere Regelung getroffen, so geht das Nutzungsrecht 
in nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen Nutzungsberech-
tigten mit deren Zustimmung über: 

1. auf die Ehegattin oder den Ehegatten, die Lebenspartnerin oder den Lebens-
partner, 

2. auf die Kinder, 

3. auf die Stiefkinder, 

4. auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter, 

5. auf die Eltern, 

6. auf die Geschwister, 

7. auf die Stiefgeschwister, 

8. auf die nicht unter 1. bis 7. fallenden Erben. 

Innerhalb der einzelnen Gruppen Nrn. 2 bis 4 und 6 bis 8 wird jeweils der Älteste 
nutzungsberechtigt. Das Gleiche gilt beim Tod eines Nutzungsberechtigten, auf 
den das Nutzungsrecht früher übergegangen war. 

(8) Der Nutzungsberechtigte kann mit Zustimmung der Gemeinde das Nutzungsrecht auf 
eine der in Absatz 7 Satz 3 genannten Personen übertragen. 



 11 

 

(9) Der Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der Friedhofssatzung und der dazu ergange-
nen Regelungen das Recht, über die Bestattung sowie über die Art der Gestaltung und 
Pflege der Grabstätte zu entscheiden. Eine Nachbestattung kann nur bei Ehepart-
ner/Innen oder Lebenspartner/Innen erfolgen. Die Gemeinde kann Ausnahmen zulas-
sen. 

(10) Das Nutzungsrecht kann jederzeit nach Ablauf der letzten Ruhezeit zurückgegeben 
werden.  

(11) Mehrkosten, die der Gemeinde beim Ausheben des Grabes zu einer weiteren Bestat-
tung durch die Entfernung von Grabmalen, Fundamenten und sonstigen Grabausstat-
tungen entstehen, hat der Nutzungsberechtigte zu erstatten, falls er nicht selbst recht-
zeitig für die Beseitigung dieser Gegenstände sorgt. 

(12) In Wahlgräbern können auch Urnen beigesetzt werden. 

 
 
 
 

 

§ 16  
Urnengrabstätten 

Für die Beisetzung von Urnen stehen Urnenreihenerdgrabstätten, Urnenwahlerdgräber, Ur-
nennischenreihengräber und Urnennischenwahlgräber im Urnenwandsystem zur Verfügung. 
Daneben können anonyme Urnenbeisetzungen in der Caverne der Urnenwand (Kolumbarium) 
analog der Nutzungsdauer einer Urnenreihennischengrabstätte erfolgen.  

Für Urnenreihengräber und Urnennischenreihengräber gelten die Bestimmungen über die 
Reihengräber sinngemäß.  

Urnenwahlgräber sind Gräber, an denen für die Dauer von 20 Jahren (Nutzungszeit), gerech-
net vom Tag der Beisetzung an, besondere Nutzungsrechte eingeräumt werden. In einem Ur-
nenerdwahlgrab dürfen die Aschen von höchstens 4 Verstorbenen, in einem Urnennischen-
wahlgrab von höchstens 3 Verstorbenen oder 5 Normalurnen in Familienkammern in der Ur-
nenwand (Kolumbarium) bei gleichzeitig laufender Ruhezeit beigesetzt werden.  

Anonyme Urnenbeisetzungen in der Caverne der Urnenwand (Kolumbarium) finden ohne 
Beisein von Angehörigen und ohne Hinweis auf den Zeitpunkt statt. Die Caverne ist eine 
anonyme Urnengemeinschaftsstätte. 
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§ 17  

Ehrengrabstätten 
 

(1) Die Zuerkennung von Ehrengräbern für Persönlichkeiten der Gemeinde Schwieber-
dingen erfolgt durch den Gemeinderat. 
 

(2) Der Gemeinderat entscheidet über die Anlage der Grabstätte sowie die Dauer der Un-
terhaltung und der Nutzungszeit. 
 

(3) Eine Beisetzung von Angehörigen, ausgenommen der Ehegatten/Lebenspartnern die-
ses Personenkreises, kann in ein Ehrengrab nicht erfolgen. 

 
 
 
 

 
V.  Grabmale und sonstige Grabausstattungen 

 

§ 18 
Auswahlmöglichkeit 

(1) Auf dem Friedhof werden Grabfelder ohne Gestaltungsvorschriften und Grabfelder 
mit Gestaltungsvorschriften eingerichtet. 

(2) Bei der Zuweisung einer Grabstätte bestimmt der Antragsteller, ob diese in einem 
Grabfeld mit Gestaltungsvorschriften liegen soll. Entscheidet er sich für ein Grabfeld 
mit Gestaltungsvorschriften, so besteht auch die Verpflichtung, die in Belegungs- und 
Grabmalplänen für das Grabfeld festgesetzten Gestaltungsvorschriften einzuhalten. 
Wird von dieser Auswahlmöglichkeit nicht rechtzeitig vor der Bestattung Gebrauch 
gemacht, so kann die Gemeinde die Bestattung in einem Grabfeld mit Gestaltungsvor-
schriften durchführen lassen. 

 
 
 
 

 

§ 19 
Allgemeine Gestaltungsvorschriften 

Grabmale und sonstige Grabausstattungen müssen der Würde des Friedhofs in seinen einzel-
nen Teilen und in seiner Gesamtanlage entsprechen. 
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§ 20 

Grabfelder mit Gestaltungsvorschriften 
 

(1) In Grabfeldern mit Gestaltungsvorschriften müssen nach Ablauf der Frist in § 22  
Abs. 1 Satz 2 Grabmale errichtet werden. Über die Vorschriften des § 19 hinaus müs-
sen in diesen Grabfeldern die Grabmale und sonstigen Grabausstattungen in ihrer Ge-
staltung, Bearbeitung und Anpassung an die Umgebung erhöhten Anforderungen ent-
sprechen. 

 

 

(2) Für Grabmale dürfen nur Natursteine, Holz, Schmiedeeisen oder Bronze, für Einfas-
sungen und Trittplatten nur Natursteine verwendet werden. Schriften, Ornamente, 
Symbole und Plastiken dürfen auch aus Metall, Keramik und bruchsicherem Glas her-
gestellt werden.  
 

(3) Bei der Gestaltung und der Bearbeitung sind folgende Vorschriften einzuhalten: 

1. Schriftrücken und Schriftbossen für weitere Inschriften können geschliffen 
sein. 
Schriften, Ornamente und Symbole sind auf das Material, aus dem das Grab-
mal besteht, werkgerecht abzustimmen. Sie müssen gut verteilt und dürfen 
nicht aufdringlich groß sein. 

2. Firmenbezeichnungen dürfen nur unauffällig und nicht auf der Vorderseite des 
Grabmals angebracht werden. 

3. Kleine Lichtbilder, die im Verhältnis zur Schriftgrösse nicht aufdringlich sind, 
dürfen auf dem Grabmal angebracht werden.  

(4) Auf Grabstätten für Erdbestattungen sind Grabmale bis zu folgenden Größen zulässig: 
 

 

1. auf einstelligen Grabstätten bis zu einer Breite von 0,70 m und einer Höhe ein-
schließlich Sockel von 1,10 m  

2. auf zwei- und mehrstelligen Grabstätten bis zu einer Breite von 1,25 m und ei-
ner Höhe einschließlich Sockel von 1,10 m 
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(5) Auf Urnenerdgrabstätten sind Grabmale bis zu folgenden Größen zulässig: 

Auf einstelligen Urnenerdgrabstätten liegende oder stehende Grabmale bis zu 0,30 qm 
Ansichtsfläche, wobei bei stehenden Grabmalen die Höhe von 0,60 m und eine Breite 
von 0,50 m nicht überschritten werden darf. 

(6) Findlinge und findlingsähnliche Steine sollten in Größe und Stärke den anderen Grab-
steinen angepasst sein. 

(7) Grababdeckungen durch Steinplatten (liegende Grabmale) sind bis zur Größe des Gra-
bes zulässig.  

(8) Liegende Grabmale dürfen nur flach oder flach geneigt auf die Grabstätte gelegt wer-
den. 
 

(9) Auf den Verschlussplatten der Urnennischen sind die Namen, sowie das Geburts- und 
Todesjahr des Verstorbenen anzubringen. Bei der Auswahl der Schriften ist darauf zu 
achten, dass die Größe und Farbe des Schrifttyps mit der Verschlussplatte ein würdi-
ges Gesamtbild abgeben.  

(10) Grabeinfassungen jeder Art - auch aus Pflanzen - sind in den Grabfeldern nicht zu-
lässig, in denen die Gemeinde Grabzwischenwege in den einzelnen Grabfeldern mit 
Trittplatten belegt. 
 

(11) Das Anbringen von Lichterketten und bunten Solarlichtern sind auf den Grabstätten 
nicht erlaubt. 

(12) Die Gemeinde kann Ausnahmen von den Vorschriften der Absätze 2 bis 6 und auch 
sonstige Grabausstattungen zulassen, wenn eine störende Wirkung in dieser Abteilung 
nicht zu befürchten ist. 

§ 21 
Bautechnische Vorschriften 

 

 
  
 
 

(1) Aus bestattungstechnischen Gründen dürfen in den Abteilungen, bei denen die Ge-
meinde Wegeplatten verlegt hat, keine Grabumrandungen/Grabeinfassungen ange-
bracht werden. 
 

(2) Auf Grabstätten mit Grabkammern dürfen stehende Grabmale eine maximale Höhe 
von 0,90 m und eine maximale Breite 0,65 m nicht überschreiten. Die stehenden 
Grabmale sind auf dem vorhandenen Fundament zu befestigen.  
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§ 22 

Genehmigungserfordernis 
 

 

(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen bedarf der vorherigen schriftli-
chen Genehmigung der Gemeinde. Ohne Genehmigung sind bis zur Dauer von zwei 
Jahren nach der Bestattung oder Beisetzung provisorische Grabmale als Holztafeln bis 
zu einer Größe von 15 mal 30 cm und Holzkreuze zulässig. 

(2) Dem Antrag ist die Zeichnung über den Entwurf des Grabmals im Maßstab 1:10 zwei-
fach beizufügen. Dabei ist das zu verwendende Material, seine Bearbeitung, der Inhalt 
und die Anordnung der Schrift, der Ornamente und Symbole sowie die Fundamentie-
rung anzugeben. Soweit erforderlich, kann die Gemeinde Zeichnungen der Schrift, der 
Ornamente und der Symbole im Maßstab 1:1 unter Angabe des Materials, seiner Be-
arbeitung und der Form verlangen. In besonderen Fällen kann die Vorlage eines Mo-
dells oder das Aufstellen einer Attrappe auf der Grabstätte verlangt werden. 

(3) Die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen Grabausstattungen bedarf eben-
falls der vorherigen schriftlichen Genehmigung der Gemeinde. Absatz 2 gilt entspre-
chend. 

(4) Die Genehmigung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige Grabausstattung nicht 
innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung der Genehmigung errichtet worden ist. 

(5) Die Grabmale sind so zu liefern, dass sie vor ihrer Aufstellung von der Gemeinde 
überprüft werden können. 
 

(6) Werden Grabmale, Grabeinfassungen und sonstige bauliche Grabausstattungen ohne 
die erforderliche Genehmigung aufgestellt oder abweichend hiervon errichtet, so kann 
die Gemeinde den Auftraggeber und den Hersteller auffordern, die Genehmigung 
nachzuholen oder den genehmigten Zustand herzustellen. Wird die Aufforderung nicht 
unverzüglich befolgt oder kann die nachträglich beantragte Genehmigung nicht erteilt 
werden, kann die Gemeinde die Entfernung auf Kosten des Verfügungs- bzw. Nut-
zungsberechtigten der Grabstelle vornehmen lassen. 
 

(7) Es dürfen nur Grabsteine und Grabeinfassungen verwendet werden, die nachweislich 
aus fairem Handel stammen und ohne ausbeuterische Kinderarbeit im Sinne der Kon-
vention 182 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) hergestellt sind. 

 
 
 
 

 

§ 23 
Standsicherheit 

Grabmale und sonstige Grabausstattungen müssen standsicher sein. Sie sind ihrer Größe ent-
sprechend nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks zu fundamentieren und zu 
befestigen. Steingrabmale müssen mindestens 18 cm stark und aus einem Stück hergestellt 
sein. 
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§ 24 
Unterhaltung 

(1) Die Grabmale und die sonstigen Grabausstattungen sind dauernd in würdigem und 
verkehrssicherem Zustand zu halten und entsprechend zu überprüfen. Verantwortlich 
dafür ist bei Reihengrabstätten und Urnenreihengrabstätten der Verfügungsberechtig-
te, bei Wahlgrabstätten und Urnenwahlgrabstätten der Nutzungsberechtigte. 

(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen und sonstigen Grabausstattungen ge-
fährdet, so sind die für die Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, unverzüglich 
Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzug kann die Gemeinde auf Kosten des Ver-
antwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z. B. Umlegung von Grabmalen, Absperrun-
gen) treffen. Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der 
Gemeinde nicht innerhalb einer jeweils festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, 
so ist die Gemeinde berechtigt, dies auf Kosten des Verantwortlichen zu tun oder nach 
dessen Anhörung das Grabmal oder die sonstige Grabausstattung zu entfernen. Die 
Gemeinde bewahrt diese Sachen drei Monate auf. Ist der Verantwortliche nicht be-
kannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, so genügt ein sechswöchiger Hinweis auf 
der Grabstätte. 

 
 
 
 
 

§ 25 
Entfernung 

 

 

 
 

(1) Grabmale und sonstige Grabausstattungen dürfen vor Ablauf der Ruhezeit oder des 
Nutzungsrechts nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Gemeinde von der 
Grabstätte entfernt werden. 

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts sind die Grabmale und die sonsti-
gen Grabausstattungen zu entfernen. Wird diese Verpflichtung trotz schriftlicher Auf-
forderung der Gemeinde innerhalb einer jeweils festzusetzenden angemessenen Frist 
nicht erfüllt, so kann die Gemeinde die Grabmale und die sonstigen Grabausstattungen 
im Wege der Ersatzvornahme nach dem Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz 
selbst entfernen; §24 Abs. 2 Satz 5 ist entsprechend anwendbar. Die Gemeinde be-
wahrt diese Sachen drei Monate auf. 
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VI.  Herrichten und Pflege der Grabstätte 
 

§ 26 
Allgemeines 

 
(1) Alle Grabstätten müssen der Würde des Ortes entsprechend hergerichtet und während 

der Dauer des Nutzungsrechts bzw. bis zur Wiederbelegung ordnungsgemäß unterhal-
ten und gepflegt werden. Verwelkte Blumen und Kränze sind von den Grabstätten zu 
entfernen und an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulagern. Trauergebinde und 
Kränze müssen aus natürlichen, abbaubaren Materialien hergestellt sein. Die Verwen-
dung von Gebinden aus Kunststoff ist nicht zulässig. Die Anlieferung solcher Gegen-
stände auf dem Friedhof ist untersagt. 
 
Blumenschmuck an der Urnenwand kann auf den davor angelegten Blumenbänken 
abgelegt werden. Für die Beseitigung der verwelkten Pflanzen/Gebinde, Kränze und 
Schalen ist der Nutzungsberechtigte verantwortlich. Abs. 1 gilt entsprechend. Nicht 
gestattet ist es, direkt an der Urnenwand (z.B. an den Verschlussplatten der Urnen-
wand) Haken, Pflanzen, Vasen oder andere Gegenstände anzubringen. 
 

(2) Die Höhe und die Form der Grabhügel und die Art ihrer Gestaltung sind dem Ge-
samtcharakter des Friedhofs, dem besonderen Charakter des Friedhofsteils und der 
unmittelbaren Umgebung anzupassen. Bei Plattenbelägen zwischen den Gräbern (§ 20 
Abs. 10) dürfen die Grabbeete nicht höher als die Platten sein. Die Grabstätten dürfen 
nur mit solchen Pflanzen bepflanzt werden, die andere Grabstätten und die öffentli-
chen Anlagen nicht beeinträchtigen. 

 

 

 

 

(3) Für das Herrichten und für die Pflege der Grabstätte hat der nach § 24 Abs. 1 Verant-
wortliche zu sorgen. Die Verpflichtung erlischt erst mit dem Ablauf der Ruhezeit bzw. 
des Nutzungsrechts. 

(4) Die Grabstätten müssen innerhalb von sechs Monaten nach der Belegung hergerichtet 
sein. 

(5) Die Grabstätten sind nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts abzuräumen. 
§ 25 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(6) Das Herrichten, die Unterhaltung und jede Veränderung der gärtnerischen Anlagen 
außerhalb der Grabstätten obliegt ausschließlich der Gemeinde. Verfügungs- bzw. 
Nutzungsberechtigte sowie die Grabpflege tatsächlich vornehmender Personen sind 
nicht berechtigt, diese Anlagen der Gemeinde zu verändern.  
Der Einsatz von chemischen Mitteln zur Bekämpfung von unerwünschtem Pflanzen-
wuchs, Pilzen und Bakterien oder von tierischen Pflanzenschädlingen ist grundsätzlich 
untersagt. 

Die verwelkten Pflanzen, Gebinde und Kränze sind unverzüglich von den Grabstätten 
zu entfernen und wie auch sonstige Abfälle in dafür besonders bereit gestellte Abfall-
behälter zu bringen. Dabei sind gemäß der Abfallsatzung des Landkreises Ludwigs-
burg die Abfallarten zu sortieren bzw. entsprechend zu trennen. 
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(7) In Grabfeldern mit Gestaltungsvorschriften (§ 20) ist die gesamte Grabfläche zu be-
pflanzen. Ihre gärtnerische Gestaltung muß den erhöhten Anforderungen entsprechen 
und auf die Umgebung abgestimmt werden; nicht zugelassen sind insbesondere Bäu-
me und großwüchsige Sträucher, Grabgebinde aus künstlichen Werkstoffen und das 
Aufstellen von Bänken oder Stühlen. 

§ 27 
Vernachlässigung der Grabpflege 

(1) Wird eine Grabstätte nicht hergerichtet oder gepflegt, so hat der Verantwortliche (§ 24 
Abs. 1 Satz 2) auf schriftliche Aufforderungen der Gemeinde die Grabstätte innerhalb 
einer jeweils festgesetzten angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Ist der Verant-
wortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, so genügt ein dreimona-
tiger Hinweis auf der Grabstätte oder öffentliche Bekanntmachung. Wird die Auffor-
derung nicht befolgt, so können Reihengrabstätten und Urnenreihengrabstätten von 
der Gemeinde abgeräumt, eingeebnet und eingesät werden. Bei Wahlgrabstätten und 
Urnenwahlgrabstätten kann die Gemeinde in diesem Fall die Grabstätte im Wege der 
Ersatzvornahme nach dem Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz in Ordnung brin-
gen lassen oder das Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen. In dem Entzie-
hungsbescheid ist der Nutzungsberechtigte aufzufordern, das Grabmal und die sonsti-
gen Grabausstattungen innerhalb von drei Monaten nach Unanfechtbarkeit des Entzie-
hungsbescheids zu entfernen. 

(2) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Auf-
forderung nicht befolgt oder ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne 
weiteres zu ermitteln, so kann die Gemeinde den Grabschmuck entfernen. Sie ist zu 
seiner Aufbewahrung nicht verpflichtet. 

 

 
 
 

(3) Zwangsmaßnahmen nach Abs. 1 und 2 sind dem Verantwortlichen vorher anzudrohen. 

VII. Benutzung der Aussegnungshalle 
 

 
§ 28 

(1) Die Aussegnungshalle dient der Aufnahme der Verstorbenen bis zur Bestattung. Sie 
darf nur in Begleitung eines Angehörigen des Friedhofspersonals oder mit Zustim-
mung der Gemeinde betreten werden. 

(2) Sofern keine gesundheitlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, können die Ange-
hörigen den Verstorbenen während der festgesetzten Zeiten sehen. 
 

(3) Das Ausschmücken der Aussegnungshalle ist den Angehörigen im Rahmen des Wür-
digen gestattet. 

(4) Dekorationen von Leichenkammern sind zeitlich so durchzuführen, dass Trauerfeiern 
in der Aussegnungshalle dadurch nicht gestört werden. 
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VIII. Haftung, Ordnungswidrigkeiten 
 

§ 29 
Obhuts- und Überwachungspflicht, Haftung 

 
(1) Der Gemeinde obliegen keine über die Verkehrssicherungspflicht hinausgehenden 

Obhuts- und Überwachungpflichten. Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die durch 
nichtsatzungsgemäße Benutzung des Friedhofs, seiner Anlagen und Einrichtungen, 
durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. Im Übrigen haftet die Gemeinde nur 
bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften über Amtshaftung bleiben un-
berührt. 

 
(2) Verfügungsberechtigte und Nutzungsberechtigte haften für die schuldhaft verursach-

ten Schäden, die infolge einer unsachgemäßen oder den Vorschriften der Friedhofsat-
zung widersprechenden Benutzung oder eines mangelhaften Zustandes der Grabstätten 
entstehen. Sie haben die Gemeinde von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die 
wegen solcher Schäden geltend gemacht werden. Gehen derartige Schäden auf mehre-
re Verfügungsberechtigte oder Nutzungsberechtigte zurück, so haften diese als Ge-
samtschuldner. 

 
(3) Absatz 2 findet sinngemäß Anwendung auf die nach § 5 zugelassenen Gewerbetrei-

benden sowie für deren Bedienstete. 
 

§ 30 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig im Sinne von § 49 Abs. 3 Nr. 2 des Bestattungsgesetzes handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  
 

 
(1) den Friedhof entgegen der Vorschrift des § 3 betritt, 

(2) entgegen § 4 Abs. 1 und 2 
 

1. sich auf dem Friedhof nicht der Würde des Ortes entsprechend verhält oder die 
Weisungen des Friedhofspersonals nicht befolgt, 

2. die Wege mit Fahrzeugen aller Art befährt, 
3. während einer Bestattung oder einer Gedenkfeier in der Nähe Arbeiten aus-

führt, 
4. den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen verunreinigt oder beschä-

digt sowie Rasenflächen und Grabstätten unberechtigterweise betritt, 
5. Tiere mitbringt, ausgenommen Blindenhunde, 
6. Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen ablagert, 
7. Waren und gewerbliche Dienste anbietet, 
8. Druckschriften verteilt. 
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(3) eine gewerbliche Tätigkeit auf dem Friedhof ohne Zulassung ausübt (§ 5 Abs. 1), 

(4) als Verfügungs- oder Nutzungsberechtigter oder als Gewerbetreibender Grabmale und 
sonstige Grabausstattungen ohne oder abweichend von der Genehmigung errichtet, 
verändert (§ 22 Abs. 1 und 3) oder entfernt (§ 25 Abs. 1), 

(5) Grabmale und sonstige Grabausstattungen nicht in verkehrssicherem Zustand hält  
(§ 23). 

IX. Bestattungsgebühren 
 

 

§ 31 
Gebühren 

Für die Benutzung der gemeindlichen Bestattungseinrichtungen und für Amtshandlungen auf 
dem Gebiet des Leichen- und Bestattungswesens sind Gebühren nach der jeweils geltenden 
Satzung über die Erhebung von Bestattungsgebühren zu entrichten. 
 
X. Übergangs- und Schlussvorschriften 
 

§ 32 
Alte Rechte 

 
Die vor dem Inkrafttreten dieser Friedhofsatzung entstandenen Nutzungsrechte werden auf 40 
Jahre seit ihrer letzten Verlängerung begrenzt. Sie enden jedoch erst mit dem Ablauf der Ru-
hezeit des in dieser Grabstätte zuletzt Bestatteten. 
 
Bei bereits verliehenen Nutzungsrechten an Wahl-/Familiengräbern darf nur noch der überle-
bende Ehegatte bestattet werden. Ein weiteres Nutzungsrecht darf dann nicht mehr verliehen 
werden. 
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§ 33 

Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.08.2012 in Kraft. 
 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Friedhofsordnung vom 25.04.2003 mit ihren Ände-
rungen vom 28.12.2009 außer Kraft. 

 
Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO: 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO erlassenen Verfahrensvorschriften 
beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie 
nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber 
der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen 
soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sat-
zung die Genehmigung oder Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.  
 
Schwieberdingen, den 19.07.2012 
 
 
 
Spiegel 
Bürgermeister 


	Friedhofsatzung der Gemeinde Schwieberdingen (Friedhofsordnung) Neue Fassung
	I. Allgemeine Vorschriften 
	§ 1 Widmung 

	II. Ordnungsvorschriften 
	§ 2 Entwidmung und Außerdienststellung 
	§ 3 Öffnungszeiten 
	§ 4 Verhalten auf dem Friedhof 
	§ 5 Gewerbliche Betätigung auf dem Fried

	III. Bestattungsvorschriften 
	§ 6 Allgemeines 
	§ 7 Bestattung 
	§ 8 Benutzung der Leichenzellen 
	§ 9 Särge, Urnen 
	§ 10 Ausheben der Gräber 
	§ 11 Ruhezeit 
	§ 12 Umbettungen 

	IV. Grabstätten 
	§ 13 Allgemeines 
	§ 14 Reihengräber 
	§ 15 Wahlgräber 
	§ 16  Urnengrabstätten 
	§ 17  Ehrengrabstätten 

	V.  Grabmale und sonstige Grabausstattungen

	§ 18 Auswahlmöglichkeit 
	§ 19 Allgemeine Gestaltungsvorschriften 
	§ 20 Grabfelder mit Gestaltungsvorschriften

	§ 21 Bautechnische Vorschriften 
	§ 22 Genehmigungserfordernis 
	§ 23 Standsicherheit 
	§ 24 Unterhaltung 
	§ 25 Entfernung 

	VI.  Herrichten und Pflege der Grabstätt
	§ 26 Allgemeines 
	§ 27 Vernachlässigung der Grabpflege 

	VII. Benutzung der Aussegnungshalle 
	§ 28 

	VIII. Haftung, Ordnungswidrigkeiten 
	§ 29 Obhuts- und Überwachungspflicht, Haftung

	§ 30 Ordnungswidrigkeiten 

	IX. Bestattungsgebühren 
	§ 31 Gebühren 

	X. Übergangs- und Schlussvorschriften 
	§ 32 Alte Rechte 
	§ 33 Inkrafttreten 

	Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO: 


